
N i e d e r s c h r i f t 
 
 

über die öffentliche Verhandlungen des Gemeinderates der Gemeinde Wiernsheim 
am 
 

Mittwoch, 21. Juli 2010, 
 
 

im Sitzungssaal des Rathauses Wiernsheim. 
 
 
Vor Beginn der Tagesordnung begrüßt BM Oehler die anwesenden 
Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, die Besucher und die Presse.  
 
BM Oehler stellt fest, dass die Einladung zu dieser Gemeinderatssitzung rechtzeitig 
zugestellt worden ist. Einwendungen gegen die Tagesordnung wurden keine 
erhoben.  
 
 
TOP 1  Einwohnerfragestunde 
 
Ein Einwohner moniert die Staubentwicklung bei den Erschließungsarbeiten im 
Neubaugebiet Lochmannskreuz/Schelmenäcker. Dieser fordert von BM Oehler die 
Inbetriebnahme der Wasserleitungen vor Ort, um auf den Staub reagieren zu 
können.  
 
Ein weiterer Einwohner, der sein Grundstück in unmittelbare Nähe zum 
Neubaugebiet hat, unterstützt seinen Vorredner und verleiht seinem Ärger über das 
Vorgehen und Verhalten der Baufirma Ausdruck. Dieser fordert, dass die Baufirma 
ihre Maschinen an anderer Stelle abstellen soll, damit sein Ruhebedürfnis nicht 
bereits um sieben Uhr am Vormittag durch das Starten der Maschinen gestört werde. 
 
BM Oehler äußert Verständnis für den Unmut, verweist aber darauf, dass die 
Verwaltung die Baufirma regelmäßig motiviert die Arbeiten schnell fertig zu stellen 
nach einer Verzögerung im März wegen der langen Regenperiode. Laut Auskunft 
des Verwaltungschefs dauert es noch etwa 14 Tage bis vier Wochen bis die 
Baufirma ihre Arbeiten beendet hat. BM Oehler verweist darauf, dass die Baufirma 
insgesamt mit sich reden lässt und sagt zu, sowohl mit Bauleitung als auch 
Vermessungsspezialist Repple wegen der Angelegenheit zusprechen. BM Oehler 
signalisiert, dass beim Wasser eine Lösung gefunden werden könnte, er aber in 
Punkto Abstellplatz der Baumaschinen vermutlich nichts machen kann. 
 
 
TOP 2  Jugendpflege 

a.) Abschluss der Vereinbarung zwischen der Gemeinde Niefern-
Öschelbronn und der Gemeinde Wiernsheim über die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Jugendarbeit 

b.) Vorstellung des Jugendpflegers 
 

a.) Abschluss der Vereinbarung zwischen der Gemeinde Niefern-
Öschelbronn und der Gemeinde Wiernsheim über die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Jugendarbeit 



 
Bürgermeister Oehler dankt der Gemeinde Niefern-Öschelbronn für die konstruktive 
und vertrauensvolle Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Jugendpflege. Der 
Bürgermeister erläutert, dass ein gemeinsamer Jugendpfleger für die Gemeinden 
Niefern-Öschelbronn und Wiernsheim gefunden worden ist. Verwaltungschef Oehler 
teilt weiter mit, dass der Stelleninhaber aktuell mit 60% seiner regelmäßigen 
Arbeitszeit für die Gemeinde Niefern-Öschelbronn und 40% für die Gemeinde 
Wiernsheim arbeiten wird. BM Oehler deutet an, dass eines Tages auch eine 
Änderung der Zeitanteile zwischen den Gemeinden denkbar ist, beispielsweise 50% 
zu 50%.  
 
GR Retter erkundigt sich danach, wie denn die Arbeit des Jugendpflegers konkret 
aussehen wird. BM Oehler erläutert, dass der Jugendpfleger im Rahmen der 
aufsuchenden Jugendarbeit sich in der Gesamtgemeinde Wiernsheim nach den 
Treffpunkten und Plätzen der Jugendlichen umsehen wird, um mit ihnen ins 
Gespräch zu kommen, ihnen als Ratgeber zur Seite zu stehen und mit ihnen auch 
sinnvolle Projekte voranzubringen. Auf Nachfrage von GR Retter nach der konkreten 
Zeitaufteilung des Jugendpflegers teilt BM Oehler mit, dass die Aufteilung nach 
Tagen erfolgt. 
 
GR Dr. Genssle interessiert sich für die konkrete Arbeitsplatzbeschreibung des 
Jugendpflegers. Hauptamtsleiter Motschenbacher erläutert hierzu, dass 
entsprechend der Vereinbarung die Gemeinde in ihrem Zuständigkeitsbereich die 
Tätigkeiten des Jugendpflegers selbst festlegen könne. Dies ist laut Motschenbacher 
bereits in einem Gespräch vorab passiert. Hierbei sind dem Jugendpfleger die 
Vorstellungen der Gemeinde umfassend erläutert worden. HAL Motschenbacher 
zeigt sich überzeugt davon, dass der Jugendpfleger das erforderliche Rüstzeug für 
seine Aufgabe mitbringt. Der Hauptamtsleiter ergänzt, dass eine der ersten Aufgaben 
des Jugendpflegers sein wird sich entsprechend vorzustellen; sei es bei der 
Elternschaft, den Vereinen oder auch den zuständigen Ordnungshütern. 
Motschenbacher weist auch darauf hin, dass eine konkrete Arbeitsplatzbeschreibung 
im Bereich der Jugendpflege kontraproduktiv sein kann und es besser ist diese nicht 
schriftlich zu fassen, um auf sich ändernde Umstände schnellstmöglich reagieren zu 
können.  
 
GR Brandauer äußert ihre große Zuversicht, dass der Jugendpfleger seine Arbeit gut 
machen wird und die Zusammenarbeit mit der Gemeine gut funktionieren wird. BM 
Oehler verdeutlicht die Ergebnisorientiertheit der Gemeinde auch im Bereich des 
Jugendpflegers. 
 
GR Grammel regt an, dass der Jugendpfleger feste Zeiten im Rathaus haben solle. 
BM Oehler zeigt Sympathie für den Vorschlag. 
 
GR Zundel bittet seine Kollegen im Gemeinderat darum, nicht einzelne Details zu 
beraten, sondern dem Abschluss der Vereinbarung insgesamt zuzustimmen. 
 
Beschlussfassung:  
Bei einer Enthaltung stimmt der Gemeinderat einstimmig für den Abschluss 
der Vereinbarung zwischen der Gemeinde Niefern-Öschelbronn und der 
Gemeinde Wiernsheim über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Jugendarbeit.  
 

b.) Vorstellung des Jugendpflegers 
 



BM Oehler bittet den Jugendpfleger sich vorzustellen. Benjamin Denk erläutert dem 
Gemeinderat seine Person, seine geplanten Projekte und insbesondere auch seine 
ersten Schritte in der Gemeinde Wiernsheim. Er erklärt, dass er staatlich anerkannter 
Erzieher ist mit einer 2 jährigen Praxis im Bereich der offenen Jugendarbeit. Des 
Weiteren verweist er auf bereits in seiner bisherigen Tätigkeit erfolgreich gelaufene 
Projekte. Er führt hierbei einen Gitarrenkurs, die Bearbeitung von Fotos und 
insgesamt die Einbindung der Jugendlichen in sinnvolle Freizeitprojekte an. Seine 
ersten Schritte sind laut eigenen Angaben, sich mit der Gemeinde und deren 
Gegebenheiten vertraut zu machen und die Treffpunkte der Jugendlichen 
herauszufinden. Benjamin Denk betont auch die Absicht, den Jugendlichen im 
Jugendraum in Iptingen und im Bauwagen in Serres mit Tat und Rat zur Seite zu 
stehen. Er erläutert, dass er zeitnah entsprechende Kontakte zu den Vereinen in 
Wiernsheim knüpfen möchte. GR Dr. Genssle fragt nach, bis wann der Gemeinderat 
ein erstes Feedback erwarten kann. Herr Denk äußert, dass ein konkreter Zeitpunkt 
hier schwer zu nennen ist, da momentan noch nicht abzusehen ist, wie schnell er 
vorankommt. BM Oehler bedankt sich bei Herrn Denk für dessen Vorstellung und 
wünscht ihm für dessen Tätigkeit alles Gute.  
 
Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat nimmt die Vorstellung des Jugendpflegers zustimmend zur 
Kenntnis. 
 
 
TOP 3  Bebauungsplan Lochmanns Kreuz/Schelmenäcker 

a.) Entwurfsbeschluss nach § 3 Abs. 2 BauGB 
b.) Beschluss über die Anhörung der beteiligten Behörden nach § 4 

Abs. 2 BauGB 
c.) Beschluss über die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB 

 
GR Zundel erklärt sich für befangen und rückt vom Ratstisch ab. BM Oehler erklärt, 
dass der Scoping-Termin erfolgreich verlaufen ist und erläutert kurz den weiteren 
Verlauf.  
 
Beschlussfassung:  

a) Der Gemeinderat beschließ einstimmig den Entwurfsbeschluss  
 nach § 3 Abs. 2 BauGB.  

b) Der Gemeinderat beschließt einstimmig die beteiligten Behörden  
 nach § 4 Abs. 2 BauGB anzuhören.  

c) Der Gemeinderat beschließt einstimmig die öffentliche Auslegung  
des Bebauungsplans Lochmannskreuz/Schelmenäcker nach  
§ 3 Abs. 2 BauGB. 

 
 
TOP 4  Bebauungsplan Schleifwiesen in Wiernsheim-Iptingen: 

Änderung im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB 
 
GR Gallo erklärt sich für befangen und rückt vom Ratstisch ab. BM Oehler verweist 
auf die vorliegende Drucksache und teilt mit, dass im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes „ In den Schleifwiesen“ bisher die Nutzung der Gebäude zu 
Wohnzwecken durch die Festsetzung der Geschoßflächenzahl eingeschränkt ist. 
Durch die geringe Größe der Grundstücke kann durch die Bebauung die festgelegte 
Geschoßflächenzahl leicht überschritten werden. Nach der Änderung des 
Bebauungsplanes soll keine Beschränkung der Nutzung der Gebäude durch die 
Geschossflächenzahl mehr erfolgen. Laut Verwaltungschef ist die Größe der 



Gebäude durch die übrigen Bestimmungen des Bebauungsplanes ausreichend 
festgelegt. Weiterhin festgelegt sind damit die Anzahl der Vollgeschoße, die 
festgesetzte Traufhöhe, die Grundflächenzahl, die Erdgeschoss-Fußbodenhöhe und 
die Dachform. BM Oehler erläutert in aller Kürze den Grund für die Änderung im 
vereinfachten Verfahren und teilt mit, dass der Technische Ausschuss (TA) dem 
Gemeinderat die Änderung des Bebauungsplans empfiehlt, damit der bisherige 
bereits bestehende Zustand vor Ort als rechtlich zulässig angesehen werden kann. 
 
Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat beschließt einstimmig den Bebauungsplan „Schleifwiesen“ in 
Wiernsheim-Iptingen im vereinfachten Verfahren nach §13 BauGB zu ändern.  
 
 
TOP 5  Baugebiet „Au“ in Wiernsheim-Iptingen – Antrag auf Erweiterung 
 
BM Oehler erläutert einen schriftlichen Antrag von Herrn Kohler, einen Stadtrat aus 
Mühlacker. Dieser bittet darum seine beiden Grundstücke, die unmittelbar an die 
künftige Straße des Baugebiets „Au“ anschließen, in das Verfahren vor Ort 
aufzunehmen. Des Weiteren bittet dieser darum, dem Gemeinderat seinen Antrag 
zur Entscheidung vorzulegen und ihn über den weiteren Verlauf des Verfahrens zu 
informieren.  
 
Verwaltungschef Oehler teilt dem Gemeinderat mit, dass in seinen Augen eine 
Erweiterung des Baugebiets „Au“ über den bestehenden Flächennutzungsplan 
hinaus nur sehr schwer möglich sein wird; wenn überhaupt nur nach einem sehr 
langen Verfahren. BM Oehler stellt dem entsprechend hohen Aufwand einerseits den 
möglicherweise zu erzielenden Preis andererseits gegenüber. Bürgermeister Oehler 
erläutert, dass in Iptingen derzeit ein Preis von ca. 100 bis 110 Euro pro 
Quadratmeter machbar sein könnte und dieser Preis für den Grundstücksinhaber 
letztlich aller Voraussicht nach zu einem Nullsummenspiel wird. 
 
GR Grammel schlägt vor, Herrn Kohler zu empfehlen einen Antrag beim 
Gemeindeverwaltungsverband Heckengäu wegen der Erweiterung des 
Flächennutzungsplans zu stellen. BM Oehler äußerst seine persönliche 
Wertschätzung von Herrn Kohler aus Mühlacker. Der Verwaltungschef empfiehlt dem 
Gemeinderat dennoch aus Sachgründen den Antrag abzulehnen, jedoch Herrn 
Kohler zu erläutern, dass ihm alle weiteren Möglichkeiten offen stehen. Diese wären 
beispielsweise einen Antrag beim Gemeinde Verwaltungsverband zu stellen oder 
besser noch die Möglichkeit zu wählen, sofern das Baugebiet „Au“ kommt und die 
Gemeinde einen Bauplatz erwerben sollte, dass diese den Bauplatz gegebenenfalls 
gegen die Grundstücke von Herrn Kohler eventuell tauschen würde. Sollte Herr 
Kohler von einer der Möglichkeiten Gebrauch machen kann, kann laut BM Oehler 
über den Sachverhalt neu beraten und beschlossen werden.  
 
Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat lehnt den Antrag auf Erweiterung des Baugebiets „Au“ in 
Wiernsheim-Iptingen einstimmig ab. 
 
 
TOP 6  Beratung und Beschlussfassung über die Vereinbarung zur  
  Änderung der Verbandssatzung des Schulverbandes Platte 
 
BM Oehler erteilt Kämmerer Enz das Wort. Dieser erläutert, dass eine Neufassung 
der Satzung nicht möglich ist und verweist auf die vorliegende Drucksache. Enz 



betont, dass die Änderung der Verbandssatzung durch Vereinbarung nur dann in 
Betracht kommt, wenn dem Zweckverband für alle weiteren Mitglieder eine Aufgabe 
übertragen werden soll. Nur auf diesem Weg und nicht durch Beschluss der 
Verbandsversammlung kann die Kompetenz des Zweckverbandes im Verhältnis zu 
allen Mitgliedern erweitert werden. Eine wesentliche Erweiterung der 
Verbandaufgabe muss wie die Übernahme einer neuen Aufgabe behandelt werden. 
Die neu geschaffene Schulform der Werkrealschule, die Erweiterung der 
Schulstandorte und die Vergrößerung des Schulbezirks stellen zweifelsohne eine 
solche Kompetenz und Aufgabenerweiterung des Schulverbandes Platte da. Insofern 
haben im konkreten Fall die Gemeinderäte der Gemeinden Wurmberg und 
Wiernsheim übereinstimmende Beschlüsse über die Vereinbarung zur Änderung der 
Verbandssatzung zu erzielen.  
 
Kämmerer Enz erklärt, dass die Vereinbarung in enger Abstimmung mit der 
Kommunalaufsicht erstellt worden ist. GR Grammel meldet rechtliche Bedenken an 
und erklärt, dass Wiernsheim und Wurmberg durch eine Vereinbarung über die 
Änderung der Verbandssatzung den anderen beteiligten Gemeinde keine Aufgaben 
zuweisen können.BM Oehler verweist darauf, dass die ganze Angelegenheit nach 
Absprache mit dem LRA Enzkreis, der im Schulverband Platte beteiligten Gemeinde 
Wurmberg und Rechtsanwälten aus Pforzheim in der vorliegenden Form für in 
Ordnung erachtet worden ist. 
 
GR Zundel äußert, dass alle in Wiernsheim glücklich und dankbar sein sollten, dass 
das Ziel Werkrealschule so schnell wie möglich erreicht werden kann. BM Oehler 
betont die komfortable Situation der Gemeinde Wiernsheim und ergänzt dies mit dem 
Blick in andere Teile des Enzkreises. Es gibt dort Gemeinden die keine 
Werkrealschule haben.  
 
GR Blessing bittet weiterhin um sachliche Diskussion. GR‘in Romacker wundert sich 
über die erneut abweichende Meinung von GR und Rechtsanwalt Grammel im 
Vergleich zu allen anderen Institutionen und auch den von der Gemeinde befragten 
Juristen einer Rechtsanwaltskanzlei in Pforzheim. 
GR‘in Brandauer äußert ihren Unmut darüber, dass von Seiten eines einzigen 
Gemeinderats immer wieder versucht wird, in der Öffentlichkeit ein falsches Bild der 
Wiernsheimer Kommunalpolitik zu zeichnen und es so darzustellen als ob die 
Gemeindeverwaltung gesetzeswidrig handeln würde. 
 
Beschlussfassung:  
Bei einer Gegenstimme wird mehrheitlich die Vereinbarung zur Änderung der 
Verbandssatzung des Schulverbandes Platte in der vorliegenden Fassung 
beschlossen. 
 
 
TOP 7  Beratung und Beschlussfassung über die Änderungssatzung zur  

Betriebssatzung der Gemeindewerke Wiernsheim 
 
BM Oehler verweist in diesem Zusammenhang auf die vorliegende Drucksache. Der 
Verwaltungschef erläutert, dass bereits in der Sitzung am 04.11.2009 erläutert 
worden ist, dass im Jahr 2010 eine Stammkapitalrückführung von 550.000 Euro an 
den Gemeindehaushalt möglich ist. Diese Vorgehensweise hat auch die 
Unterstützung der Kommunalaufsicht und der GPA gefunden. Die entsprechende 
finanzielle Darstellung hat sich im Haushaltsplan 2010 niedergeschlagen, welcher im 
Dezember 2009 beschlossen und verabschiedet worden ist.  
 



GR Grammel moniert, dass keine separate Vorbereitung im Verwaltungsausschuss 
stattgefunden hat. BM Oehler verweist darauf, dass dies nicht erforderlich gewesen 
ist, zumal Ende 2009 derselbe Vorgang nur mit einem anderen Betrag durchgeführt 
worden ist und seinerseits umfangreiche Sitzungsunterlagen ausgeteilt worden sind. 
 
Beschlussfassung: 
Der GR beschließt einstimmig die Änderungssatzung zur Betriebssatzung der 
Gemeindewerke Wiernsheim. 
 
 
TOP 8  Information über die Einführung des neuen Personalausweises ab  
  01.11.2010 sowie das Elektronische Personenstandsregister 
 
BM Oehler erläutert in diesem Zusammenhang, dass das Grundbuchamt in 
absehbarerer Zeit elektronisch geführt wird. Er verweist darauf, dass er sich 
erfolgreich dafür eingesetzt hat, dass die Stelle des Ratsschreibers noch über 2018 
hinaus im Rathaus verbleiben kann. Der württembergische Ratsschreiber wird laut 
seinen Worten weiter existieren.  
 
BM Oehler gibt das Wort an Hauptamtsleiter (HAL) Motschenbacher. Dieser erläutert 
den Weg vom analogen Sichtausweis zur digitalen Hightechkarte, die auf Wunsch 
mit verschiedenen Zusatzfunktionen versehen werden kann und zum 01.11.2010 
eingeführt wird. 
 
Anfangs erläutert HAL Motschenbacher die offensichtlichste Neuerung – nämlich die 
Größe. Der Ausweis schrumpft auf Kreditkartenformat. Zudem erhält der neue 
Ausweis einen auslesbaren Funkchip, der in der neuen Plastikarte steckt. In digitaler 
Form sind auf dem Chip Name, Wohnort und Seriennummer sowie das Passfoto 
hinterlegt; die Speicherung von Fingerabdrücken ist jedoch freiwillig. Der neue 
Personalausweis soll mehr Fälschungssicherheit bringen und zudem eine eindeutige 
und sichere Identifikation bei Behördengängen garantieren. Wer möchte kann ab 
01.11.2010 das Online-Ausweisverfahren benutzen, benötigt hierfür allerdings an 
seinem heimischen PC ein spezielles Lesegerät, das es ab Herbst im Handel zu 
kaufen gibt. Die neue Hightechkarte ermöglicht zahlreiche neue 
Anwendungsmöglichkeiten wie beispielsweise die Anmeldung eines neuen Autos bei 
der Kfz-Stelle von zu Hause aus und bietet zudem mehr Sicherheit bei Online-
Auktionen. HAL Motschenbacher verdeutlicht, dass die neuen elektronischen 
Funktionen auf Wunsch ausgeschaltet werden können.  
 
Der Leiter des Hauptamts weist darauf hin, dass der neue Personalausweis zukünftig 
für Personen ab 24 Jahren 10 Jahre Gültigkeit besitzt und 28,80 € kostet, also das 3 
½ -fache des bisherigen Ausweises. Personen unter 24 Jahren bezahlen für einen 6 
Jahre gültigen Personalausweis 19,80 Euro, während der erste Personalausweis für 
Jugendliche, die mindestens 16 aber noch nicht 18 Jahre alt sind, gebührenfrei ist. 
 
Hauptamtsleiter Motschenbacher informiert darüber, dass alle alten Ausweise bis zu 
ihrem Ablaufdatum weiterhin gültig sind. Wer sich für die neuen Funktionen 
interessiert, kann ab November 2010 auch vorzeitig einen neuen Personalausweis 
beantragen. Wer den neuen Personalausweis nicht möchte, beantragt laut 
Motschenbacher am besten Ende Oktober 2010 noch einen Ausweis, der dann bis 
Ende Oktober 2020 Gültigkeit besitzt. 
 
HAL Motschenbacher weist darauf hin, dass die Ausstellung eines Ausweises von 
bisher 5 Minuten auf etwa 12 Minuten anwächst. Er gibt zu bedenken, dass im 



vorliegenden Fall für die bisherige Tätigkeit ein Zeitaufwand anfällt der 2 ½-mal so 
hoch ist. Möglicherweise wird die Verwaltung aus diesem Grund zeitnah zur 
Umstellung entsprechende Maßnahmen ergreifen müssen. 
 
Der Leiter des Hauptamts informiert auch über das elektronische 
Personenstandsregister. Laut HAL Motschenbacher sind die 
Personenstandsbücher bisher ausschließlich in Papierform geführt worden. Das am 
23.02.2007 verkündete Gesetz zur Reform des Personenstandsrechts lässt ab 
01.01.2009 eine elektronische Registerführung zu, die ab dem Jahr 2014 verbindlich 
vorgeschrieben ist.  
 
Durch die Einführung elektronischer Personenstandsregister, anstelle der bisherigen 
Personenstandsbücher, sollen künftig alle zur Beurkundung des Personenstandes 
eines Menschen erforderlichen Daten im Standesamt elektronisch erfasst und 
dauerhaft aufbewahrt werden. Dieser Datenbestand soll auch für den Ausdruck von 
Personenstandsurkunden und Mitteilungen an andere Behörden genutzt werden. 
 
Die Wiernsheimer Verwaltung versucht bereits mit Beginn des kommenden Jahres 
also zum 01.01.2011 die entsprechenden Änderungen umzusetzen.  
 
Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen von Hauptamtsleiter 
Motschenbacher zur Einführung des neuen Personalausweises und zum 
elektronischen Personenstandsregister zustimmend zur Kenntnis. 
 
 
TOP 9  Vergaben: Kaffeemühlenmuseum 

a.) Gewerk: Heizungs- und Sanitärarbeiten 
b.) Gewerk: Stark- und Schwachstromanlage 

 
a.) Gewerk: Heizungs- und Sanitärarbeiten 

BM Oehler verweist auf die vorliegende Drucksache. Für die Heizungs- und 
sanitärtechnischen Einrichtungen hat das Planungsbüro Deyle ein 
Leistungsverzeichnis erstellt. Die Leistungen wurden von der Gemeinde Wiernsheim 
nach öffentlicher Bekanntmachung beschränkt ausgeschrieben. Zur 
Angebotsabgabe sind sieben Firmen aufgefordert worden. Gemäß 
Submissionsprotokoll sind zwei Angebote abgegeben worden. Die 
Gemeindeverwaltung empfiehlt für das Los „Heizungs- und Sanitärarbeiten“ die 
Arbeiten an die Firma Scheier in Wiernsheim zu vergeben. 
 
Beschlussfassung: 
Der GR beschließt einstimmig die Vergabe der Heizungs- und Sanitärarbeiten 
an die Firma Scheier. 
 

b.) Gewerk: Stark- und Schwachstromanlage 
Bürgermeister Oehler verweist auf die vorliegende Drucksache. Für das 
Bauvorhaben sind drei Angebote abgegeben worden. Günstigster Bieter ist laut dem 
Ingenieurbüro Schneider die Firma Ritter aus Mühlacker. Die Gemeindeverwaltung 
empfiehlt für das Los „Stark- und Schwachstromanlage“ die Arbeiten an die Firma 
Ritter aus Mühlacker zu vergeben. 
 
Beschlussfassung: 
Der GR beschließt einstimmig, die Arbeiten im Gewerk „Stark- und 
Schwachstromanlage“ an die Firma Ritter zu vergeben.  



 
Verwaltungschef Oehler bittet den Gemeinderat zu beschließen, dass dieser die 
Entscheidung über alle weiteren Vergaben in Hinblick auf den Umbau und die 
Sanierung des „Alten Pfarrhauses“ zum Kaffeemühlenmuseum, auch über die 
Grenze von 50.000 Euro hinaus, an den Technischen Ausschuss (TA) delegiert.  
 
Hintergrund ist laut BM Oehler, dass die Gemeinde Fördergelder in Höhe von knapp 
700.000 € aus dem Zukunftsinvestitionsprogramm an Land gezogen hat. Sofern das 
Projekt nicht bis im Frühjahr 2011 abgeschlossen werden kann, muss das Geld 
zurückbezahlt werden. Aus diesem Grund sieht es BM Oehler als erforderlich an, 
schnell reagieren zu können. 
 
Beschlussfassung: 
Bei einer Gegenstimmte und einer Enthaltung beschließt der Gemeinderat 
mehrheitlich, alle Vergaben fürs Kaffeemühlenmuseum an den Technischen 
Ausschuss zu delegieren.  
 
BM Oehler sagt dem Gemeinderat zu, ihn in jeden Fall über die 
Vergabeentscheidungen zu informieren. 
 
 
TOP 10 Vergaben: Erneuerung Wasserhauptleitung W2-1 bis W2-9c 

(Hauptstraße ab Lessingstraße bis Pinacher Straße) 
a.) Tiefbau- und Straßenbauarbeiten, Rohrlegearbeiten für die 

Wasserversorgung 
b.) Materiallieferungen für die Wasserversorgung 

 
a.) Tiefbau- und Straßenbauarbeiten, Rohrlegearbeiten für die 

Wasserversorgung 
BM Oehler verweist auf die als Drucksache vorliegenden Unterlagen des 
Ingenieurbüros Erlenmaier. Der Verwaltungschef empfiehlt, entsprechend dem 
Vergabevorschlag des Ingenieurbüros, die Arbeiten – Tiefbau- und 
Straßenbauarbeiten, Rohrlegearbeiten für die Wasserversorgung – an die Firma 
Gebr. Etzel GmbH und Co. zu vergeben mit einer geprüften Angebotssumme von 
210.869,55€. 
 
Beschlussfassung: 
Der GR beschließt einstimmig die Tiefbau und Straßenarbeiten, 
Rohrlegearbeiten für die Wasserversorgung an die Firma Gebrüder Etzel GmbH 
und Co. zu vergeben. 
 

b.) Materiallieferungen für die Wasserversorgung 
Verwaltungschef Oehler verweist auf die Drucksache in der die Angebote aufgelistet 
sind. Er schlägt vor, die Materiallieferung für die Wasserversorgung an die Firma 
Tröger und Entenmann aus Heidelberg zu vergeben mit einer Angebotssumme von 
26.267,11€. 
 
Beschlussfassung: 
Der GR beschließt einstimmig die Materiallieferungen für die 
Wasserversorgung an die Firma Tröger und Entenmann zu vergeben. 
 
 
TOP 11 Informationen der Verwaltung 
 



Internetversorgung 
BM Oehler erteilt Hauptamtsleiter Motschenbacher das Wort. Dieser erläutert, dass 
es kürzlich UMTS-Messungen mit Vertretern der Firma Vodafone und den beiden 
Gemeinderäten Beuchle und Gallo auf der Wiernsheimer Gemarkung gegeben hat. 
Laut Motschenbacher sind die Messungen in der Egon-Ruoff-Straße und 
Gartenstraße in Serres, in Iptingen in der Mönsheimer Straße und in Pinache in der 
Talstraße vorgenommen worden. Es hat sich gezeigt, dass Serres und Pinache 
flächendeckend via UMTS mit zweistelligen Bandbreiten versorgt werden können – 
die Gartenstraße in Serres ausgenommen. Voraussetzung hierfür sind eine 
Empfangsantenne am Haus, ein Verbindungskabel und ein Indoor-Modem. Der 
Leiter des Hauptamts erklärt, dass in Iptingen neben Kabel BW auch die Telekom 
vertreten ist. Die Deutsche Telekom erklärt, ab 14. Oktober in Iptingen zweistellige 
Bandbreiten anbieten zu wollen. Ein UMTS-Signal von Vodafone ist dort nicht 
erreichbar. Im Ortsteil Wiernsheim haben die Bewohner laut Motschenbacher sogar 
die Möglichkeit mobil mit UMTS ins Internet zu kommen. In allen Ortsteilen kann man 
zudem mit einem Funk-Angebot der Firma Skytron das Internet nutzen. 
 
HAL Motschenbacher informiert weiter darüber, dass das modellhafte Vorhaben – die 
Verbindung der Gewerbegebiete in Wiernsheim und Pinache mit einem 
Glasfaserkabel – am Laufen ist und die Maßnahme bis voraussichtlich Mitte August 
ausgeschrieben wird. Bürgermeister Oehler unterstreicht, dass die Gemeinde in 
Sachen Breitbandausbau den Ernst der Lage erkannt hat und sich mit Hochdruck um 
schnelles Internet bemüht, damit weder Firmen noch Einwohner aus diesem Grund 
Wiernsheim verlassen. 
 
BM Oehler erklärt, dass nach umfangreicher Nachforschung und zahlreichen 
Gesprächen jetzt klar ist, dass eine Verlegung von Glasfaserkabeln in bestehende 
Abwasserkanäle rechtlich zulässig ist. Dies ist laut dem Verwaltungschef in 
Bereichen des Pinacher Abwassersystems geplant; allerdings erst zu Beginn des 
kommenden Jahres um eine saubere Trennung zwischen dem vom Land finanziell 
geförderten modellhaften Vorhaben und der eigenen Maßnahme zu bekommen. Wie 
der Betrieb des Netzes aussehen wird ist laut Bürgermeister noch offen. 
Hauptamtsleiter Motschenbacher ergänzt, dass intensive Gespräche mit 
Netzbetreibern gelaufen sind und eine erfahrene Beratungsfirma die Gemeinde bei 
der Ausschreibung des Netzbetriebs unterstützt. GR und RA Grammel sieht große 
rechtliche Probleme hierbei, insbesondere dann, wenn es zu einem Ausfall der 
Breitbandkabel durch Beschädigung des Kanals kommt. HAL Motschenbacher 
entgegnet, dass Fragen dieser Art vor Vertragsabschluss mit einem möglichen 
Netzbetreiber geklärt werden. Die Beschlussfassung erfolgt im Tagesordnungspunkt 
12. 
 
Freiwillige Feuerwehr Wiernsheim – Abteilung Serres 
Bürgermeister Oehler teilt mit, dass der Abteilungskommandant der freiwilligen 
Feuerwehr Wiernsheim – Abteilung Serres – Armin Roux aus Serres seinen Austritt 
aus der Feuerwehr erklärt hat. Laut Feuerwehrgesetz hat der Abteilungskommandant 
im Falle eines vorzeitigen Ausscheidens, seine Aufgabe weiterhin zu erfüllen, bis ein 
Nachfolger gefunden wird. Mit 14tägiger Vorlaufzeit ist eine außerordentliche 
Abteilungsversammlung einzuberufen. In einer geheimen Wahl ist dort ein neuer 
Abteilungskommandant und ein neuer Stellvertreter zu wählen. Dieser kann 
entweder bis zum Ablauf der regulären Amtszeit oder auf die Dauer von fünf Jahren 
gewählt werden. Entsprechend dem Feuerwehrgesetz muss der Wahl des 
Abteilungskommandanten und seines Stellvertreters vom Gemeinderat zugestimmt 
werden, bevor diese vom Bürgermeister bestellt werden können. Sollte innerhalb von 
drei Monaten keine Neuwahl zustande kommen, bestellt der Bürgermeister den vom 



Gemeinderat gewählten Feuerwehrangehörigen zum Abteilungskommandanten. 
Dieses Procedere erfolgt auch beim Stellvertreter. 
 
Kindererlebnistage 2010 
Bürgermeister Oehler informiert, dass die diesjährigen Kindererlebnistage vom 
vierten August bis zum neunten September stattfinden. Für 148 angemeldete Kinder 
stehen insgesamt 380 Plätze zur Verfügung. Der Verwaltungschef bedankt sich in 
diesem Zusammenhang ausdrücklich für das ehrenamtliche Engagement der 
Vereine und Gruppen zum Wohl der Kinder. Abschließend weißt er nach auf die 
Veranstaltungen hin, bei denen noch Plätze frei sind. 
 
Ortskernsanierung Serres 
BM Oehler erklärt, dass in der Gemeinderatssitzung im September dem Gemeinderat 
vorschlagen wird, den Beschluss zu fassen, dass im Rahmen der Ortskernsanierung 
Serres nur noch bis 31.12.2010 Modernisierungsverträge abgeschlossen werden 
können. 
 
Besetzung der Schulleiterstelle der Verbandsschule mit Grund-, Haupt- und 
Werkrealschule 
Der Bürgermeister erläutert, dass es zwei Kandidaten für die Nachfolge von Frau 
Rektorin Tröster gibt. Ein Anhörungsrecht haben neben dem Schulträger, die 
Schulkonferenz und die Gesamtlehrerkonferenz. Bis dahin wird der stellvertretende 
Schulleiter die Geschäfte der Schule erledigen. BM Oehler verweist auf die zeitnahe 
Verabschiedung von Frau Tröster. 
 
 
TOP 12 Verschiedenes 
 
Internetversorgung 
Nachdem das Thema Internetversorgung bereits unter TOP 11 angesprochen 
worden ist, bittet GR Zundel seine Gemeinderatskollegen um Zustimmung für das 
geplante Vorgehen der Verwaltung, um ein Zeichen zu setzen, dass der 
Gemeinderat die Anstrengungen der Verwaltung nach schnellem Internet für die 
Bürger ausdrücklich unterstützt. 
 
Beschlussfassung: 
Bei einer Enthaltung beschließt der Gemeinderat einstimmig, die 
Ausschreibung des Netzbetriebs für das modellhafte Vorhaben, als auch die 
geplante Verlegung von Glasfaserkabeln in Bereiche des Pinacher 
Abwasserkanalsystems voranzutreiben. 
 
 
TOP 13 Anfragen der Gemeinderäte 
 
GR’in Beuchle und GR Retter sprechen die Verkehrssituation in Pinache an. Beide 
teilen die Ansicht, dass viel Verkehr mit teilweise deutlich erhöhter Geschwindigkeit 
durch Pinache rollt, der großen Lärm verursacht. GR’in Beuchle plädiert für einen 
stationären Blitzer auf der Hauptstraße, einen Kreisverkehr an der bestehenden 
Ampelkreuzung und eine Umgehungsstraße, um den Ortsteil insgesamt zu entlasten. 
Bürgermeister Oehler erklärt, dass sich die Gemeinde mit dem Landratsamt Enzkreis 
in Verbindung setzen wird, um verstärkte Geschwindigkeitsmessungen vor Ort zu 
erreichen. BM Oehler führt weiter aus, dass der Kreisverkehr aktuell nicht realisierbar 
ist und auch eine Umgehungsstraße aus mehreren Gründen derzeit nicht kommen 
wird, zumal das Thema in der Vergangenheit bereits ausführlich diskutiert worden ist. 



Hauptamtsleiter Motschenbacher ergänzt, dass die Geschwindigkeiten in Pinache 
regelmäßig mit einer Geschwindigkeitsmesstafel gemessen werden und 
vergleichsweise wenige Fahrer wegen Geschwindigkeitsüberschreitungen auffallen.  
 
Nach Aussage von GR Grammel liegt die Verkehrsbelastung im Wiernsheimer 
Ortsteil Pinache bei etwa 2.600 Fahrzeugen am Tag. GR Dr. Genssle erklärt, dass 
die Zustände teilweise unerträglich sind und es die Aufgabe des Gemeinderats ist, 
hier Abhilfe zu schaffen. BM Oehler merkt an, dass der Gemeinderat die bisherigen 
Geschwindigkeitsprotokolle der kommunalen Messanlage zur Kenntnis bekommen 
wird und zudem in den nächsten Wochen in Pinache intensive mobile 
Geschwindigkeitsmessungen durchgeführt werden. HAL Motschenbacher bestätigt 
die Wirkung mobiler Messungen und ergänzt, dass stationäre Blitzer keinen 
dauerhaften Nutzen bringen, zumal vor einem Gerät stark abgebremst werde und 
danach wieder kräftig beschleunigt.  
 
Neu-GR‘in Romacker regt für die Pinacher Ortsdurchfahrt eine 30er-Zone an. 
Bürgermeister Oehler erklärt, dass sich sowohl Verwaltung als auch Gemeinderat 
gegen 30er Zonen wehren, da dies häufig als Abzocke von den Bürgern verstanden 
wird, wenn dann entsprechend die Geschwindigkeit gemessen wird. Mehr Sinn sieht 
BM Oehler in geschwindigkeitsreduzierenden Straßenbaumaßnahmen, die die 
Fahrer zwingen, mit angepasster Geschwindigkeit zu fahren. Zudem hat laut 
Verwaltungschef Oehler die Reduzierung der Geschwindigkeit auf 30 km pro Stunde 
auf einer Landesstraße kaum eine Genehmigungschance von übergeordneten 
Behörden. Der Bürgermeister verweist außerdem auf Beispiele, die früher 
eingeführte 30er Zonen mehr als bedauern.  
 
GR Janowsky fragt bei der Gemeindeverwaltung nach, ob auf das Schreiben von GR 
Grammel in der zurückliegenden GR-Sitzung an die Gemeinderäte hin, irgendwelche 
Nachrichten bei der Verwaltung oder einer übergeordnete Behörde eingegangen 
sind. BM Oehler antwortet, dass der Gemeinde diesbezüglich nichts bekannt ist, die 
Schreiben von GR Grammel jedoch von der Rechtsaufsicht sowie der Pforzheimer 
Rechtsanwaltskanzlei geprüft worden sind. 
 


